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67. Kundmachung: Erklärung Spaniens gemäß Art. 13 des Übereinkommens über die An-
erkennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Gebiet der Unter-
haltspflicht gegenüber Kindern

6 8 . Kundmachung: Beitritt Libanons zum Übereinkommen betreffend das Verfahren in bürger-
lichen Rechtssachen

6 9 . Kundmachung: Ergänzung der Anlage VI und VII der Wirtschaftlichen und Kontrollregeln
des Internationalen Kakao-Übereinkommens 1972

7 0 . Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie und der
Pakistanischen Botschaft in Wien gemäß Art. 4 des Abkommens über den
Internationalen Handel mit Textilien

7 1 . Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie und der
Pakistanischen Botschaft in Wien gemäß Art. 12 Abs. 3 des Abkommens über
den Internationalen Handel mit Textilien

7 2 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik über die wirtschaftliche, industrielle und technische
Zusammenarbeit samt Anlage

67 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. Dezember 1974 betreffend eine Erklärung
Spaniens gemäß Art. 13 des Übereinkom-
mens über die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen auf dem Ge-
biet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Spanien gemäß Art. 13 des Überein-
kommens über die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen auf dem Gebiet
der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern (BGBl.
Nr. 294/1961, letzte Kundmachung betreffend
den Geltungsbereich BGBl. Nr. 610/1974) erklärt,
daß die zur Erlassung von Unterhaltsent-
scheidungen zuständigen Behörden die „Juzgados
de Primera Instancia e Instrucción" sind und
daß die zur Vollstreckbarerklärung ausländischer
Entscheidungen zuständige Behörde das „Tri-
bunal Supremo" ist.

Kreisky

6 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. Jänner 1975 über den Beitritt Libanons
zum Übereinkommen vom 1. März 1954 be-
treffend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-

sachen

Nach Mitteilung der Königlich Niederländi-
schen Botschaft in Wien ist Libanon dem Über-

einkommen betreffend das Verfahren in bürger-
lichen Rechtssachen (BGBl. Nr. 91/1957, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 420/1973) mit Wirksamkeit vom
7. Jänner 1975 beigetreten.
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69. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
10. Jänner 1975 betreffend die Ergänzung
der Anlage VI und VII der Wirtschaftlichen
und Kontrollregeln des Internationalen

Kakao-Übereinkommens 1972

Nach Mitteilung des Exekutivdirektors des
Internationalen Kakaorates sind in der Anlage VI
der Wirtschaftlichen und Kontrollregeln, BGBl.
Nr. 503/1973, in der Fassung der Kundmachun-
gen BGBl. Nr. 353, 487, 622 und 739/1974 die
Worte und der Code

St. Lucia LC St. Lucia LC

und in der Anlage VII derselben Regeln die Worte
und der Code

St. Vincent VC St. Vincent VC
einzufügen.

Kreisky
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70. Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
und der Pakistanischen Botschaft in Wien gemäß Art. 4 des Abkommens über den Inter-

nationalen Handel mit Textilien *)

(Übersetzung)

BUNDESMINISTERIUM FÜR HANDEL,
GEWERBE UND INDUSTRIE
1011 Wien
Zl. 74.974-1/4/74

Wien, am 5. Dezember 1974

Sehr geehrter Herr Botschafter!
Ich beehre mich, auf das ABKOMMEN ÜBER

DEN INTERNATIONALEN HANDEL MIT
TEXTILIEN (im folgenden als ABKOMMEN
bezeichnet), das in Genf am 20. Dezember 1973
abgeschlossen wurde, Bezug zu nehmen.

Ich nehme auch auf die Verhandlungen Bezug,
die zwischen einer Delegation Österreichs und
einer Delegation Pakistans in Wien am 11. und
12. November 1974 stattgefunden haben. Als
Ergebnis dieser Verhandlungen wurde folgende
Vereinbarung betreffend Einfuhren von Baum-
wolltextilien aus Pakistan nach Österreich gemäß
Art. 4 des ABKOMMENS getroffen.

1. Ausmaß der Kontingente in metrischen
Tonnen für den Zwölfmonatszeitraum beginnend

2. Die Kontingente können im Falle der Nicht-
ausnützung durch einen Übertrag von höchstens
l0% und durch einen Vorgriff von höchstens
5% überschritten werden.

3. Die aus Pakistan im aktiven Veredelungsver-
kehr nach Österreich eingeführten Baumwolltex-
tilien werden nicht auf die Kontingente ange-
rechnet.

4. Gegen Vorlage von Ausfuhrautorisationen,
die von den pakistanischen Behörden auf Grund
von unwiderruflichen Akkreditiven für direkte
bzw. indirekte Ausfuhren von Baumwolltex-
tilien mit Ursprung in Pakistan nach Österreich
ausgestellt sind, wird die zuständige österreichi-
sche Behörde die entsprechenden Einfuhren inner-
halb eines Zeitraumes von drei Wochen bewil-
ligen. Die von der österreichischen Behörde in
dem Zeitraum vom 1. Jänner 1974 bis 5. Dezem-
ber 1974 ausgestellten Einfuhrbewilligungen wer-
den von den Kontingenten, die für den am
1. Jänner 1974 beginnenden Zwölfmonatszeit-
raum vereinbart wurden, in Abzug gebracht.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974
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5. Die Bestimmungen gemäß Absatz 4 betref-
fend die Vorlage von Ausfuhrautorisationen,
die von den pakistanischen Behörden ausgestellt
werden, treten am 1. Jänner 1975 in Kraft. Die
zuständige österreichische Behörde wird daher bis
Ende des Jahres 1974 Bewilligungen auch ohne
von den pakistanischen Behörden erteilte Aus-
fuhrautorisationen ausstellen.

6. Eine ungebührliche Konzentration der Ein-
fuhren von Baumwolltextilien aus Pakistan nach
Österreich soll in warenmäßiger und zeitlicher
Hinsicht vermieden werden. Demgemäß wird die
pakistanische Regierung ihren Einfluß geltend
machen, um diese Zielsetzung zu erreichen.

7. Auf Wunsch jeder der beiden Parteien wer-
den Konsultationen betreffend die Durchführung
der Ausfuhren von Baumwolltextilien aus Paki-
stan nach Österreich abgehalten.

Ich wäre dankbar, wenn Sie freundlicherweise
bestätigen würden, daß dieser Brief die zwischen
den Delegationen beider Länder erzielte Überein-
kunft richtig wiedergibt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschaf-
ter, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten
Hochachtung.

Rudolf Willenpart m. p.
Ministerialrat

S.E.
Herrn Gul Hassan Khan
Botschafter Pakistans
Wien

PAKISTANISCHE BOTSCHAFT
WIEN
Zl. 6/I-73 (Text)

5. Dezember 1974

Sehr geehrter Herr Ministerialrat!
Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom

5. Dezember 1974, Zl. 74.974-I/4/74, zu be-
stätigen, welche die Einfuhr von Baumwolltex-
tilien aus Pakistan nach Österreich und den Ar-
tikel 4 des ABKOMMENS ÜBER DEN INTER-
NATIONALEN HANDEL MIT TEXTILIEN
betrifft. Ich beehre mich zu bestätigen, daß diese
Note die zwischen unseren beiden Ländern er-
zielte Übereinkunft richtig wiedergibt.

Genehmigen Sie, bitte, den Ausdruck meiner
ausgezeichnetsten Hochachtung.

Gul Hassan Khan m. p.

Botschafter Pakistans

WIEN

Herrn
Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat
Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie
W i e n

Kreisky



598 26. Stück — Ausgegeben am 4. Feber 1975 — Nr. 71

71. Notenwechsel zwischen dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
und der Pakistanischen Botschaft in Wien gemäß Art. 12 Abs. 3 des Abkommens über den

Internationalen Handel mit Textilien *)

(Übersetzung)
BUNDESMINISTERIUM FÜR HANDEL,
GEWERBE UND INDUSTRIE
1011 Wien
Zl. 74.974-I/4/74

Wien, am 5. Dezember 1974

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Ich beehre mich, auf das ABKOMMEN ÜBER
DEN INTERNATIONALEN HANDEL MIT
TEXTILIEN (im folgenden als ABKOMMEN be-
zeichnet), das in Genf am 20. Dezember 1973 ab-
geschlossen wurde, sowie auf die Verhandlungen
Bezug zu nehmen, die in Wien am 11. und
12. November 1974 zwischen einer Delegation
Österreichs und einer Delegation Pakistans be-
treffend eine gemäß Artikel 12 Absatz 3 des AB-
KOMMENS vorgesehene Bestätigung über in
Heimarbeit auf Handwebstühlen erzeugte Ge-
webe und handwerklich in Heimarbeit daraus
hergestellte Waren, stattgefunden haben.

Als Ergebnis dieser Verhandlungen wurde die
folgende Definition für den Begriff „in Heim-
arbeit auf Handwebstühlen erzeugte Gewebe und
handwerklich in Heimarbeit daraus hergestellte
Waren" vereinbart:

Es besteht Übereinstimmung darüber, daß sich
der Begriff „in Heimarbeit auf Handweb-
stühlen erzeugte Gewebe und handwerklich in
Heimarbeit daraus hergestellte Waren sowie
traditionelle folkloristische handwerkliche
Textilerzeugnisse", wie er im Artikel 12 Ab-
satz 3 des ABKOMMENS festgelegt ist, auf in
Heimarbeit hergestellte handgewebte, hand-
genähte, handgestrickte, handgehäkelte, hand-
gestickte und handgeknüpfte Erzeugnisse be-
zieht.

Ein. Muster der vorerwähnten Bestätigung ist
angeschlossen.

Ich wäre dankbar, wenn Sie freundlicherweise
bestätigen würden, daß dieser Brief die zwischen
den Delegationen beider Länder erzielte Über-
einkunft richtig wiedergibt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschaf-
ter, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten
Hochachtung.

Rudolf Willenpart m. p.
Ministerialrat

S.E.
Herrn Gul Hassan Khan
Botschafter Pakistans
W i e n

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974.
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(MUSTER)

BESTÄTIGUNG BETREFFEND IN HEIM-
ARBEIT AUF HANDWEBSTÜHLEN ER-
ZEUGTE GEWEBE UND HANDWERKLICH
IN HEIMARBEIT DARAUS HERGESTELLTE

WAREN
Die Regierung Pakistans, Handelsministerium,

Ausfuhrförderungsbüro oder seine Zweigstellen,
bestätigt, daß die nachfolgend beschriebene Sen-
dung nur in Heimarbeit auf Handwebstühlen
erzeugte Gewebe und handwerklich in Heim-
arbeit daraus hergestellte Waren sowie traditio-
nelle folkloristische handwerkliche Textilerzeug-
nisse enthält, diese Gewebe oder Waren pakista-
nische Erzeugnisse sind und von Pakistan nach
Österreich ausgeführt werden.

1. Name und Anschrift des Exporteurs in
Pakistan

2. Name und Anschrift des Importeurs in
Österreich

3. Versandhafen oder Versandflughafen
4. Schiff
5. Frachtbrief
6. Transithafen oder Zielflughafen
7. Menge und Beschreibung des Gewebes oder

Erzeugnisses
8. Muster des vorerwähnten Gewebes oder

Erzeugnisses ist angeschlossen

PAKISTANISCHE BOTSCHAFT
WIEN
Zl. 6/I-73 (Text)

5. Dezember 1974

Sehr geehrter Herr Ministerialrat!
Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom

5. Dezember 1974, Zl. 74.974-I/4/74, zu bestäti-
gen, die eine Bestätigung über in Heimarbeit auf
Handwebstühlen erzeugte Gewebe und hand-
werklich in Heimarbeit daraus hergestellte
Waren, wie sie im Artikel 12 Absatz 3 des AB-
KOMMENS ÜBER DEN INTERNATIONA-
LEN HANDEL MIT TEXTILIEN vorgesehen
ist, betrifft. Ich beehre mich zu bestätigen, daß
diese Note die zwischen unseren beiden Ländern
erzielte Übereinkunft richtig wiedergibt.

Genehmigen Sie, bitte, den Ausdruck meiner
ausgezeichnetsten Hochachtung.

Gul Hassan Khan m. p.
Botschafter Pakistans

WIEN
Herrn
Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat
Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie
Wien

Kreisky
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72.

A B K O M M E N
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Deutschen
Demokratischen Republik über die wirtschaft-
liche, industrielle und technische Zusammen-

arbeit

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik haben,
in dem Wunsche, die wirtschaftliche, industrielle
und technische Zusammenarbeit gemäß den Prin-
zipien der Gleichberechtigung und des gegen-
seitigen Vorteils zu entwickeln,
in dem Bestreben, die Möglichkeiten der wirt-
schaftlichen Entwicklung und des technischen
Fortschrittes beider Staaten zu nutzen,
in Anerkennung der Nützlichkeit langfristiger
Vereinbarungen für eine stabile Zusammenarbeit,

folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden sich für die Ent-
wicklung der wirtschaftlichen, industriellen und
technischen Zusammenarbeit einsetzen, um da-
durch insbesondere auch den gegenseitigen
Warenaustausch zwischen beiden Staaten weiter-
zuentwickeln. Sie werden entsprechende Initia-
tiven ihrer Unternehmen, Organisationen und
Institutionen unterstützen und die Durchfüh-
rung dieser Zusammenarbeit, soweit sie im beider-
seitigen Interesse gelegen ist, gemäß den Be-
stimmungen dieses Abkommens und nach Maß-
gabe der innerstaatlichen Rechtsvorschriften
durch geeignete Maßnahmen fördern.

Artikel 2

Die Vertragsparteien werden entsprechend den
wirtschaftlichen Möglichkeiten eine gegenseitig
vorteilhafte Zusammenarbeit auf möglichst vielen
Gebieten unter Heranziehung aller geeigneten
Formen und Methoden der Zusammenarbeit,
insbesondere auf den in der Anlage zu diesem
Abkommen angeführten Gebieten und in den
dort genannten Formen und Methoden, unter-
stützen. Die Anlage ist ein integrierender Teil die-
ses Abkommens und schließt andere Gebiete sowie
andere Formen und Methoden der Zusammen-
arbeit nicht aus.

Artikel 3

Die Bedingungen, unter denen die wirtschaft-
liche, industrielle und technische Zusammenarbeit
im Einzelfall erfolgen soll, werden durch die je-
weils beteiligten österreichischen Unternehmen,
Organisationen und Institutionen einerseits und

durch die zuständigen Unternehmens Organisa-
tionen und Institutionen der Deutschen Demo-
kratischen Republik andererseits entsprechend
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften durch
Verträge festgelegt.

Artikel 4

Die Vertragsparteien werden einander im Rah-
men ihrer Möglichkeiten über den Abschluß von
Verträgen gemäß Artikel 3 in geeigneter Form
informieren.

Artikel 5

(1) Auf Lieferungen aus Verträgen gemäß
Artikel 3 finden die Bedingungen des zwischen
beiden Staaten jeweils geltenden Handelsab-
kommens Anwendung.

(2) Die sich aus solchen Verträgen ergebenden
Zahlungen werden gemäß der zur Zeit der Zah-
lung zwischen den Vertragsparteien geltenden
Vereinbarungen über den Zahlungsverkehr ge-
leistet.

Artikel 6

(1) Zur Durchführung dieses Abkommens wird
die aus Vertretern der Vertragsparteien gebildete
Gemischte Kommission auf Antrag einer Ver-
tragspartei abwechselnd in der Republik Öster-
reich und in der Deutschen Demokratischen
Republik zusammentreten.

(2) Zu den Aufgaben der Gemischten Kom-
mission gehört die Prüfung von Vorhaben, die
von einer Vertragspartei unterbreitet werden,
von Vorschlägen, die geeignet sind, zur Entwick-
lung der wirtschaftlichen, industriellen und tech-
nischen Zusammenarbeit beizutragen.

(3) Die Gemischte Kommission unterbreitet
beiden Regierungen Empfehlungen und Lösungs-
vorschläge sowie gegebenenfalls Vorschläge zur
Änderung dieses Abkommens. Sie kann zur Un-
tersuchung bestimmter Fragen zeitweilig Arbeits-
gruppen bilden.

Artikel 7

(1) Dieses Abkommen tritt am sechzigsten
Tage nach seiner Unterzeichnung in Kraft und ist
zehn Jahre gültig. Es verlängert sich stillschwei-
gend um jeweils fünf Jahre, wenn es nicht sechs
Monate vor Ablauf der Gültigkeitsdauer durch
eine der Vertragsparteien schriftlich auf diplo-
matischem Wege gekündigt wird.

(2) Das Außerkrafttreten dieses Abkommens
berührt nicht die Verwirklichung der gemäß
Artikel 3 dieses Abkommens abgeschlossenen
Verträge einschließlich der zugehörigen, gemäß
Artikel 1 getroffenen Maßnahmen.
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Zu Urkund dessen haben die hiezu gehörig
bevollmächtigten Unterzeichneten dieses Ab-
kommen unterfertigt.

Geschehen zu Wien, in zwei Urschriften, beide
in deutscher Sprache, am 7. Dezember 1974.

FÜR DIE ÖSTERREICHISCHE
BUNDESREGIERUNG :

Staribacher m. p.

FÜR DIE REGIERUNG DER DEUTSCHEN
DEMOKRATISCHEN REPUBLIK:

H. Sölle m. p.

A n l a g e

zum Abkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung der
Deutschen Demokratischen Republik über
die wirtschaftliche, industrielle und tech-

nische Zusammenarbeit
Bereiche won gegenseitigem Interesse auf den

Gebieten der wirtschaftlichen, industriellen und
technischen Zusammenarbeit sind insbesondere

— Metallurgie
— Maschinen- und Anlagenbau

— Chemie

— Elektrotechnik

Formen und Methoden der Zusammenarbeit
sind insbesondere

— Zusammenarbeit bei der Herstellung und
beim Vertrieb von Erzeugnissen

— gemeinsame Erarbeitung und Durchfüh-
rung von Projekten, in einem der beiden
Länder und auf dritten Märkten, wenn ein
beiderseitiges Interesse vorliegt

— Vergabe von Lizenzen und know how (ins-
besondere produktionstechnische Erfah-
rungen)

— Austausch wissenschaftlich-technischer Er-
fahrungen

— anwendungsorientierte technische For-
schung, Zusammenarbeit auf dem Gebiet
des Normen- und Vorschriftenwesens, der
Metrologie und der Qualitätskontrolle so-
wie gegenseitige Anerkennung von tech-
nischen Zeugnissen und Prüfungen

— Durchführung wissenschaftlich-technischer
Veranstaltungen, wie Symposien, Konfe-
renzen, Technische Tage.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 7 am 5. Feber 1975 in Kraft.
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